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3 EINLADUNG ZUR NÄCHSTEN SITZUNG DES KREISTAGES DES HOCHSAUERLANDKREISES 
AM 22.01.2025 

 
Gem. § 33 der Kreisordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der zur Zeit geltenden Fassung gebe ich 
hiermit bekannt, dass die nächste Sitzung des Kreistages des Hochsauerlandkreises am Mittwoch, dem 
22.01.2025, Beginn: 17:00 Uhr, im Sitzungssaal „Sauerland“ (Raum Nr. F1) des Kreishauses, Steinstraße 27, 
59872 Meschede, stattfindet. 
 
Tagesordnung 
 
I  Öffentlicher Teil 
 
1. Einwohnerfragestunde gem. § 12 der Geschäftsordnung für den Kreistag 
 
2. Sanierung Berufskolleg Meschede 
 
3. Weiterentwicklung der Strukturen des NWL Nahverkehr Westfalen-Lippe 
 
II Nichtöffentlicher Teil 
 
4. Aktuelle Entwicklungen im Schienenpersonennahverkehr und Maßnahmen zur Risikovermeidung 
 
Meschede, 14.01.2025 
 
gez. 
Dr. Schneider 
Landrat 
 
 
4 ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG GEMÄß § 10 DES BUNDES-IMMISSIONSSCHUTZGESET-

ZES (BIMSCHG) I. V. M. § 21 A DER 9. VERORDNUNG ZUR DURCHFÜHRUNG DES BUNDES-
IMMISSIONSSCHUTZGESETZES (9. BIMSCHV) 

 
Antrag der NATURWERK Windenergie GmbH, v.d. GF Herrn Christian Morawietz  

auf Erteilung eines Vorbescheids gem. § 9 Abs. 1a BImSchG für die Errichtung und den Betrieb von 7 
Windenergieanlagen vom Typ Nordex N175 mit einer Nabenhöhe von 179 m, einem Rotordurchmes-

ser von 175 m, einer Gesamthöhe von 267 m und einer Nennleistung von je 6.800 kW (WEA 05, 08, 09, 
11 – 14) 

 
im Stadtgebiet Eslohe 

 
-Erteilung des Vorbescheids- 

 
Der Hochsauerlandkreis hat, als zuständige Genehmigungsbehörde, der NATURWERK Windenergie GmbH, 
v.d. GF Herrn Christian Morawietz, Doncaster Platz 5 - 7, 45699 Herten, auf ihren Antrag vom 03.09.2024 den 
Vorbescheid gem. § 9  Abs. 1a BImSchG für die Errichtung und den Betrieb von 7 Windenergieanlagen vom 
Typ Nordex N175 mit einer Nabenhöhe von 179 m, einem Rotordurchmesser von 175 m, einer Gesamthöhe 
von 267 m und einer Nennleistung von je 6.800 kW (WEA 05, 08, 09, 11 - 14) mit dem Antragsgegenstand: 
Privilegierung gemäß § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB, Vereinbarkeit mit § 249 Abs. 2 BauGB, Ziele der Raumordnung 
und gemeindliche Bauleitplanung § 35 Abs.3 S. 2 und 3 BauGB sowie Darstellungen des Flächennutzungs-
plans § 35 Abs.1 S.1 BauGB in der Gemarkung Reiste in der Flur 16 auf den Flurstücken 13 und 45, in der 
Flur 17 auf den Flurstücken 22 und 47, in der Flur 19 auf dem Flurstück 21 und in der Flur 20 auf den Flurstü-
cken 15 und 29 am 18.12.2024 erteilt. 
 
Gemäß § 1 Abs. 1 in Verbindung mit Ziffer 1.6.2 des Anhanges 1 der Verordnung über genehmigungsbedürf-
tige Anlagen (4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes) und den Bestimmun-
gen des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) bedarf das beantragte Vorhaben einer Genehmigung 
nach diesen Vorschriften. 
 
Die Genehmigung wird im nachstehend aufgeführten Umfang entsprechend den Antragsunterlagen, die ver-
bindlicher Bestandteil der Genehmigung sind, wie folgt erteilt:  
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Errichtung und Betrieb von sieben Windenergieanlagen einschließlich der zugehörigen Anlagenteile 
und Nebeneinrichtungen im Sinne des § 1 Abs. 2 der 4. BImSchG mit folgenden Kenndaten: 
 
Be-
zeich-
nung 

Typ Anlagen-
Nr.  

Nenn-
leis-
tung 
[kW] 

Naben-
höhe 
[m] 

Rotor-
durch-
messer 
[m] 

Gesamt-
höhe 
[m] 

Ge-
mar-
kung 

Flur Flur-
stück 

WEA 
05 

Nordex N175-
6.8 MW 

8194961.1 6.800 179 175 266,5 Reiste 17 22 

WEA 
08 

Nordex N175-
6.8 MW 

8194961.2 6.800 179 175 266,5 Reiste 17 47 

WEA 
09 

Nordex N175-
6.8 MW 

8194961.3 6.800 179 175 266,5 Reiste 16 13 

WEA 
11 

Nordex N175-
6.8 MW 

8194961.4 6.800 179 175 266,5 Reiste 20 15 

WEA 
12 

Nordex N175-
6.8 MW 

8194961.5 6.800 179 175 266,5 Reiste 19 21 

WEA 
13 

Nordex N175-
6.8 MW 

8194961.6 6.800 179 175 266,5 Reiste 20 29 

WEA 
14 

Nordex N175-
6.8 MW 

8194961.7 6.800 179 175 266,5 Reiste 16 45 

 
Die Entscheidung über den Antrag wird hiermit gem. § 10 Abs. 8 BImSchG i.V.m. § 21a Abs. 1 S. 1 der 9. 
BImSchV auf Antrag des Antragstellers öffentlich bekannt gemacht. 
 
Der Genehmigungsbescheid kann auf der Internetseite des Hochsauerlandkreises 
(https://www.hochsauerlandkreis.de/hochsauerlandkreis/buergerservice/bauen/wohnen/kataster/bekanntma-
chung-oeff) in der Zeit vom 15.01.2025 bis zum 28.01.2025 eingesehen werden.  
 
Auf Verlangen wird Ihnen eine leicht zu erreichende Zugangsmöglichkeit zur Verfügung gestellt.  
 
Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid Dritten gegenüber als zugestellt. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung für Dritte 
 
Gegen den Genehmigungsbescheid können Personen innerhalb eines Monats nach der Bekanntgabe, Wider-
spruch beim Hochsauerlandkreis, Steinstraße 27, 59872 Meschede erheben. Der Widerspruch ist binnen ei-
nes Monats nach seiner Erhebung zu begründen.  
 
Der Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung des Widerspruchs oder der Anfechtungsklage gegen 
eine Zulassung einer Windenergieanlage an Land mit einer Gesamthöhe von mehr als 50 Metern nach § 80 
Absatz 5 Satz 1 der Verwaltungsgerichtsordnung kann nur innerhalb eines Monats nach der Zustellung der 
Zulassung gestellt und begründet werden (§ 63 Abs. 2 S. 1 BImSchG). 
 
Brilon, 14.01.2025 
 
Hochsauerlandkreis 
Der Landrat 
Untere Umweltschutzbehörde/Immissionsschutz 
Az: 42.40471-2024-04 
 
Im Auftrag 
gez. 
Schlichting 
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5 ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG GEMÄß § 10 DES BUNDES-IMMISSIONSSCHUTZGESET-
ZES (BIMSCHG) I. V. M. § 21 A DER 9. VERORDNUNG ZUR DURCHFÜHRUNG DES BUNDES-
IMMISSIONSSCHUTZGESETZES (9. BIMSCHV) 

 
Antrag der MW-Energie UG (haftungsbeschränkt), v. d. GF Herrn Klaus Wullenweber 

auf Erteilung einer Genehmigung gem. § 4 BImSchG für die Errichtung und den Betrieb einer Wind-
energieanlage (WEA 1) des Typs ENERCON E-160 EP5 E3 mit einer Nennleistung von 5.560 kW und 

einer Nabenhöhe von 166,60 m 
 

im Gemeindegebiet Bestwig 
 

-Erteilung der Genehmigung- 
 
Der Hochsauerlandkreis hat, als zuständige Genehmigungsbehörde, der MW-Energie UG (haftungsbe-
schränkt), v. d. GF Herrn Klaus Wullenweber, Meerschlag 3, 33106 Paderborn auf ihren Antrag vom 
19.01.2022 die Genehmigung gem. § 4 BImSchG für die Errichtung und den Betrieb einer Windenergieanlage 
(WEA 1) des Typs ENERCON E-160 EP5 E3 mit einer Nennleistung von 5.560 kW und einer Nabenhöhe von 
166,60 m in der Gemarkung Nuttlar, Flur 2, Flurstück 232 am 20.12.2024 erteilt. 
 
Gemäß § 1 Abs. 1 in Verbindung mit Ziffer 1.6.2 des Anhanges 1 der Verordnung über genehmigungsbedürf-
tige Anlagen (4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes) und den Bestimmun-
gen des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) bedarf das beantragte Vorhaben einer Genehmigung 
nach diesen Vorschriften. 
 
Die Genehmigung wird im nachstehend aufgeführten Umfang entsprechend den Antragsunterlagen, die ver-
bindlicher Bestandteil der Genehmigung sind, wie folgt erteilt:  
 
Errichtung und Betrieb von einer Windenergieanlage einschließlich der zugehörigen Anlagenteile und 
Nebeneinrichtungen im Sinne des § 1 Abs. 2 der 4. BImSchG mit folgenden Kenndaten: 
 
Be-
zeich-
nung 

Typ Anla-
gen-Nr.  

Nenn-
leistung 
[kW] 

Naben-
höhe 
[m] 

Rotor-
durch-
messer 
[m] 

Gesamt-
höhe [m] 

Gemar-
kung 

Flur Flur-
stück/e 

WEA 1 Enercon 
E-160 
EP5 E3 

819466.2 5.560 166,6 160 246,6 Nuttlar 2 232 

 
Eingeschlossene Genehmigungen 
Die Genehmigung schließt gemäß § 13 BImSchG folgende Entscheidungen ein: 
• die Baugenehmigung und  
• die Zustimmung gem. § 14 Abs. 1 LuftVG 
• die Forstrechtliche Genehmigung gem. § 9 Abs. 1 BWaldG und § 39 LFoG 
 
Nebenbestimmungen 
Der Genehmigungsbescheid enthält Nebenbestimmungen zur Sicherstellung des Immissionsschutzes, zum 
Baurecht und zum Brandschutz, zum Natur- und Artenschutz, zu Belangen des Arbeitsschutzes, zum Gewäs-
serschutz, zum Forstrecht und zur Kennzeichnung als Luftfahrthindernis.  
 
Die Entscheidung über den Antrag wird hiermit gem. § 10 Abs. 8 BImSchG i.V.m. § 21a der 9. BImSchV 
öffentlich bekannt gemacht. 
 
Der Genehmigungsbescheid kann auf der Internetseite des Hochsauerlandkreises 
(https://www.hochsauerlandkreis.de/hochsauerlandkreis/buergerservice/bauen/wohnen/kataster/bekanntma-
chung-oeff) in der Zeit vom 15.01.2025 bis zum 28.01.2025 eingesehen werden.  
 
Daneben sind der Bekanntmachungstext, der Genehmigungsbescheid und seine Begründung während der 
genannten Auslegungszeit über das zentrale UVP-Portal des Landes Nordrhein-Westfalen unter 
https://www.uvp-verbund.de/startseite abrufbar.  
 
Auf Verlangen wird Ihnen eine leicht zu erreichende Zugangsmöglichkeit zur Verfügung gestellt.  
 
Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid Dritten gegenüber, die keine Einwendungen erhoben ha-
ben, als zugestellt. 
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Rechtsbehelfsbelehrung für Dritte, die keine Einwendungen erhoben haben 
 
Der Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung einer Anfechtungsklage gegen eine Zulassung einer 
Windenergieanlage an Land mit einer Gesamthöhe von mehr als 50 Metern nach § 80 Absatz 5 Satz 1 der 
Verwaltungsgerichtsordnung kann nur innerhalb eines Monats nach der Zustellung der Zulassung gestellt und 
begründet werden (§ 63 Abs. 2 S. 1 BImSchG). 
 
Brilon, 14.01.2025 
 
Hochsauerlandkreis 
Der Landrat 
Untere Umweltschutzbehörde/Immissionsschutz 
Az: 42.40039-2022-04 
 
Im Auftrag 
gez. 
Kraft 
 
 
6 ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG GEMÄß § 5 ABS. 2 DES GESETZES ÜBER DIE UMWELT-

VERTRÄGLICHKEITSPRÜFUNG (UVPG) 
 
Die SL Windenergie GmbH, v. d. GF Klaus Schulze-Langenhorst mit Sitz in 45966 Gladbeck hat beim Hoch-
sauerlandkreis, als zuständiger Genehmigungsbehörde, am 02.12.2024 einen Antrag auf Vorbescheid gem. 
§ 9 Abs. 1a BImSchG für drei WEA des Typs Enercon E-175 mit einer Nabenhöhe von 162 m, einem Rotor-
durchmesser von 175 m, einer Gesamthöhe von 249,5 m und einer Nennleistung von je 6.000 kW (WEA 01 
bis 03) gestellt. Antragsgegenstand: Privilegierung gemäß § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB, Vereinbarkeit mit dem 
Flächennutzungsplan der Stadt Sundern (§ 35 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 BauGB, Vereinbarkeit mit den Zielen der 
Raumordnung (§ 35 Abs. 3 S. 2 BauGB) und stehen dem Vorhaben öffentliche Belange gem. § 35 Abs. 3 S. 
3 BauGB (sog. Ausschlusswirkung) entgegen, ist das Vorhaben mit dem festgesetzten Landschaftsschutzge-
biet vereinbar, und steht insbesondere dem im LSG geltenden Bauverbot nicht entgegen (§ 26 Abs. 3 
BNatSchG und § 35 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 BauGB), stehen dem Vorhaben Belange des Schutzes vor Schallimmis-
sionen im Sinne des § 6 Abs. 1 Nr. 1 BImSchG und § 35 Abs. 3 S. 1 Nr. 3 BauGB entgegen bzw. ist im Sinne 
des § 6 Abs. 1 Nr. 1 BImSchG sichergestellt, dass das Vorhaben keine schädlichen Umweltauswirkungen im 
Sinne des § 5 Abs. 1 Nr. 1 BImSchG i.V.m. der TA Lärm in Form von Schallimmissionen hervorruft und stehen 
dem Vorhaben Belange des Schutzes vor Schattenwurf im Sinne des § 6 Abs. 1 Nr. 1 BImSchG und § 35 Abs. 
3 S. 1 Nr. 3 BauGB entgegen bzw. ist im Sinne des § 5 Abs. 1 Nr. 1 BImSchG sichergestellt, dass das Vorha-
ben keine schädlichen Umweltauswirkungen im Sinne des § 5 Abs. 1 Nr. 1 BImSchG in Form von Schattenwurf 
hervorruft.  
 
Die Anlagen sollen auf folgenden Grundstücken errichtet werden: 
 
Bezeichnung Anlagen-Nr.  Gemarkung Flur Flurstück(e) 
WEA 01 – Enercon E-175 EP 5 8194923.1 Endorf 14 81, 37 und 82 
WEA 02 – Enercon E-175 EP 5 8194923.2 Endorf 14 66, 71 37, 65, 81 und 82 
WEA 03 – Enercon E-175 EP 5 8194923.3 Endorf 14 15 und 79 

 
Das Vorhaben gehört zu den unter Ziffer 1.6.2 des Anhangs 1 der 4. Verordnung zur Durchführung des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen - 4. BImSchV) genannten 
Anlagen.  
 
Das geplante Vorhaben ist eine Windfarm im Sinne des § 2 Abs. 5 UVPG. Eine Windfarm von 3 bis weniger 
als 6 Windenergieanlagen ist unter der Nr. 1.6.3 Spalte 2 der Anlage 1 des UVPG genannten Vorhaben mit 
einem „S“ (standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalls) gekennzeichnet. 
 
Im Rahmen des Verfahrens nach § 9 Abs. 1a BImSchG wird die Prüfung als sog. Teilprüfung durchgeführt, d. 
h. es werden nur die Genehmigungsvoraussetzungen i. V. m. § 29 UVPG geprüft, welche im Hinblick auf die 
Umweltauswirkungen des Vorhaben Antragsgegenstand sind. 
 
Hinweis: im anschließenden Vollverfahren nach § 4 BImSchG erfolgt die ergänzenden Vorprüfung des Einzel-
falls auf alle übrigen Genehmigungsvoraussetzungen. 
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Die Bewertung wurde anhand der vorgelegten Antragsunterlagen, eigener Ermittlungen und der für die Ent-
scheidung maßgeblichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften vorgenommen, um die überschlägige Voraus-
schau und die Prüfinhalte erheblicher negativer Umweltauswirkungen abzuschätzen.  
 
Nach § 9 Abs. 1 a BImSchG entfällt die Prüfung auf ein pos. Gesamturteil, sog. unüberwindbare Hindernisse. 
Die Vorprüfung des Einzelfalls beschränkt sich auf den o. g. Antragsgegenstand. 
  
Die Vorprüfung führt zu dem Ergebnis, dass durch die beantragten Genehmigungsgegenstände keine erheb-
lichen nachteiligen Umweltauswirkungen zu besorgen sind. Das beantragte Vorhaben bedarf daher keiner 
Umweltverträglichkeitsprüfung nach den Vorschriften des UVPG.  
 
Die gem. § 5 Abs. 2 erforderliche Information der Öffentlichkeit erfolgt mit dieser Bekanntmachung.  
Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar (§ 5 Abs. 3 UVPG).  
 
Brilon, 14.01.2025 
 
Hochsauerlandkreis 
Der Landrat 
Untere Umweltschutzbehörde/Immissionsschutz 
42.40695-2024-04 
 
Im Auftrag 
gez.  
Kraft 
 
 
7 ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG GEMÄß § 5 ABS. 2 DES GESETZES ÜBER DIE UMWELT-

VERTRÄGLICHKEITSPRÜFUNG (UVPG) 
 
Die RWE Wind Onshore & PV Deutschland GmbH, v. d. RWE Renewables Europe & Australia GmbH v. d. 
GF Dr. Mathias Leistenschneider mit Sitz in 30163 Hannoverhat beim Hochsauerlandkreis, als zuständiger 
Genehmigungsbehörde, am 27.11.2024 die Erteilung eines Vorbescheides gem. § 9 Abs. 1a BImSchG für 
eine WEA des Typs Nordex N175 mit einer Nabenhöhe von 179 m, einem Rotordurchmesser von 175 m, einer 
Gesamthöhe von 266,5 m und einer Nennleistung von 6.800 kW; Antragsgegenstand: Privilegierung nach § 
35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB i. V. m. § 249 Abs. 2 BauGB, Darstellungen des Landschaftsplans gem. § 35 Abs. 3 
S. 1 Nr. 2 BauGB, öffentliche Belange nach § 35 Abs. 3 S. 3 BauGB und die Vereinbarkeit mit den Festset-
zungen des Landschaftsplans und des Landschaftsschutzgebietes nach § 26 Abs. 3 S. 4 BNatSchG auf dem 
Grundstück in der Gemarkung Velmede, Flur 18, Flurstück 65 beantragt.  
 
Gemäß § 1 Abs. 1 in Verbindung mit Ziffer 1.6.2 des Anhanges 1 der Verordnung über genehmigungsbedürf-
tige Anlagen (4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes) und den Bestimmun-
gen des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) bedarf das beantragte Vorhaben einer Genehmigung 
nach diesen Vorschriften – Verfahrensart „V“.  
 
Das geplante Vorhaben ist Teil einer Windfarm (insgesamt 11 geplante WEA) im Sinne des § 2 Abs. 5 UVPG. 
Eine Windfarm von 6 bis weniger als 20 Windenergieanlagen ist unter der Nr. 1.6.2 Spalte 2 der Anlage 1 des 
UVPG genannten Vorhaben mit einem „A“ (Allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls) gekennzeichnet. 
 
Im Rahmen des Verfahrens nach § 9 Abs. 1a BImSchG wird die Prüfung als sog. Teilprüfung durchgeführt, d. 
h. es werden nur die Genehmigungsvoraussetzungen i. V. m. § 29 UVPG geprüft, welche im Hinblick auf die 
Umweltauswirkungen des Vorhaben Antragsgegenstand sind. 
 
Hinweis: im anschließenden Vollverfahren nach § 4 BImSchG erfolgt die ergänzenden Vorprüfung des Einzel-
falls auf alle übrigen Genehmigungsvoraussetzungen. 
 
Die Bewertung wurde anhand der vorgelegten Antragsunterlagen, eigener Ermittlungen und der für die Ent-
scheidung maßgeblichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften vorgenommen, um die überschlägige Voraus-
schau und die Prüfinhalte erheblicher negativer Umweltauswirkungen abzuschätzen.  
 
Nach § 9 Abs. 1 a BImSchG entfällt die Prüfung auf ein pos. Gesamturteil, sog. unüberwindbare Hindernisse. 
Die Vorprüfung des Einzelfalls beschränkt sich auf den o. g. Antragsgegenstand.  
 
Es ergeben sich keine Anhaltspunkte, dass erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen zu besorgen sind, 
welche das gesetzliche Maß (Zumutbarkeitsschwelle) überschreiten.  
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Im Ergebnis besteht somit keine Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung, weil 
durch den Antragsgegenstand und den damit verbundenen standort-/anlagenbedingten Auswirkungen keine 
erheblichen negativen Umweltauswirkungen zu besorgen sind.  
 
Das beantragte Vorhaben bedarf daher keiner Umweltverträglichkeitsprüfung nach den Vorschriften des 
UVPG.  
 
Die gem. § 5 Abs. 2 erforderliche Information der Öffentlichkeit erfolgt mit dieser Bekanntmachung.  
 
Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar (§ 5 Abs. 3 UVPG).  
 
Brilon, 14.01.2025 
 
Hochsauerlandkreis 
Der Landrat 
Untere Umweltschutzbehörde/Immissionsschutz 
42.40655-2024-04 
 
Im Auftrag 
gez.  
Kraft 
 
 
8 ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG GEMÄß § 5 ABS. 2 DES GESETZES ÜBER DIE UMWELT-

VERTRÄGLICHKEITSPRÜFUNG (UVPG) 
 
Die RWE Wind Onshore & PV Deutschland GmbH, v. d. RWE Renewables Europe & Australia GmbH v. d. 
GF Dr. Mathias Leistenschneider mit Sitz in 30163 Hannover hat beim Hochsauerlandkreis, als zuständiger 
Genehmigungsbehörde, am 27.11.2024 die Erteilung eines Vorbescheides gem. § 9 Abs. 1a BImSchG für 
eine WEA des Typs Nordex N175 mit einer Nabenhöhe von 179 m, einem Rotordurchmesser von 175 m, einer 
Gesamthöhe von 266,5 m und einer Nennleistung von 6.800 kW; Antragsgegenstand: Privilegierung nach § 
35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB i. V. m. § 249 Abs. 2 BauGB, Darstellungen des Landschaftsplans gem. § 35 Abs. 3 
S. 1 Nr. 2 BauGB, öffentliche Belange nach § 35 Abs. 3 S. 3 BauGB und die Vereinbarkeit mit den Festset-
zungen des Landschaftsplans und des Landschaftsschutzgebietes nach § 26 Abs. 3 S. 4 BNatSchG auf dem 
Grundstück in der Gemarkung Velmede, Flur 18, Flurstücke 79, 77 und 83 beantragt.  
 
Gemäß § 1 Abs. 1 in Verbindung mit Ziffer 1.6.2 des Anhanges 1 der Verordnung über genehmigungsbedürf-
tige Anlagen (4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes) und den Bestimmun-
gen des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) bedarf das beantragte Vorhaben einer Genehmigung 
nach diesen Vorschriften – Verfahrensart „V“.  
 
Das geplante Vorhaben ist Teil einer Windfarm (insgesamt 11 geplante WEA) im Sinne des § 2 Abs. 5 UVPG. 
Eine Windfarm von 6 bis weniger als 20 Windenergieanlagen ist unter der Nr. 1.6.2 Spalte 2 der Anlage 1 des 
UVPG genannten Vorhaben mit einem „A“ (Allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls) gekennzeichnet. 
 
Im Rahmen des Verfahrens nach § 9 Abs. 1a BImSchG wird die Prüfung als sog. Teilprüfung durchgeführt, d. 
h. es werden nur die Genehmigungsvoraussetzungen i. V. m. § 29 UVPG geprüft, welche im Hinblick auf die 
Umweltauswirkungen des Vorhaben Antragsgegenstand sind. 
 
Hinweis: im anschließenden Vollverfahren nach § 4 BImSchG erfolgt die ergänzenden Vorprüfung des Einzel-
falls auf alle übrigen Genehmigungsvoraussetzungen. 
 
Die Bewertung wurde anhand der vorgelegten Antragsunterlagen, eigener Ermittlungen und der für die Ent-
scheidung maßgeblichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften vorgenommen, um die überschlägige Voraus-
schau und die Prüfinhalte erheblicher negativer Umweltauswirkungen abzuschätzen.  
 
Nach § 9 Abs. 1 a BImSchG entfällt die Prüfung auf ein pos. Gesamturteil, sog. unüberwindbare Hindernisse. 
Die Vorprüfung des Einzelfalls beschränkt sich auf den o. g. Antragsgegenstand.  
 
Es ergeben sich keine Anhaltspunkte, dass erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen zu besorgen sind, 
welche das gesetzliche Maß (Zumutbarkeitsschwelle) überschreiten.  
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Im Ergebnis besteht somit keine Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung, weil 
durch den Antragsgegenstand und den damit verbundenen standort-/anlagenbedingten Auswirkungen keine 
erheblichen negativen Umweltauswirkungen zu besorgen sind.  
 
Das beantragte Vorhaben bedarf daher keiner Umweltverträglichkeitsprüfung nach den Vorschriften des 
UVPG.  
 
Die gem. § 5 Abs. 2 erforderliche Information der Öffentlichkeit erfolgt mit dieser Bekanntmachung.  
 
Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar (§ 5 Abs. 3 UVPG).  
 
Brilon, 14.01.2025 
 
Hochsauerlandkreis 
Der Landrat 
Untere Umweltschutzbehörde/Immissionsschutz 
42.40656-2024-04 
 
Im Auftrag 
gez. 
Kraft 
 
 
9 ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG GEMÄß § 5 ABS. 2 DES GESETZES ÜBER DIE UMWELT-

VERTRÄGLICHKEITSPRÜFUNG (UVPG) 
 
Die RWE Wind Onshore & PV Deutschland GmbH, v. d. RWE Renewables Europe & Australia GmbH v. d. 
GF Dr. Mathias Leistenschneider mit Sitz in 30163 Hannover hat beim Hochsauerlandkreis, als zuständiger 
Genehmigungsbehörde, am 27.11.2024 die Erteilung eines Vorbescheides gem. § 9 Abs. 1a BImSchG für 
eine WEA des Typs Nordex N175 mit einer Nabenhöhe von 179 m, einem Rotordurchmesser von 175 m, einer 
Gesamthöhe von 266,5 m und einer Nennleistung von 6.800 kW; Antragsgegenstand: Privilegierung nach § 
35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB i. V. m. § 249 Abs. 2 BauGB, Darstellungen des Landschaftsplans gem. § 35 Abs. 3 
S. 1 Nr. 2 BauGB, öffentliche Belange nach § 35 Abs. 3 S. 3 BauGB und die Vereinbarkeit mit den Festset-
zungen des Landschaftsplans und des Landschaftsschutzgebietes nach § 26 Abs. 3 S. 4 BNatSchG auf dem 
Grundstück in der Gemarkung Velmede, Flur 18, Flurstücke 122, 117, 51, 49 und 123 beantragt.  
 
Gemäß § 1 Abs. 1 in Verbindung mit Ziffer 1.6.2 des Anhanges 1 der Verordnung über genehmigungsbedürf-
tige Anlagen (4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes) und den Bestimmun-
gen des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) bedarf das beantragte Vorhaben einer Genehmigung 
nach diesen Vorschriften – Verfahrensart „V“.  
 
Das geplante Vorhaben ist Teil einer Windfarm (insgesamt 11 geplante WEA) im Sinne des § 2 Abs. 5 UVPG. 
Eine Windfarm von 6 bis weniger als 20 Windenergieanlagen ist unter der Nr. 1.6.2 Spalte 2 der Anlage 1 des 
UVPG genannten Vorhaben mit einem „A“ (Allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls) gekennzeichnet. 
 
Im Rahmen des Verfahrens nach § 9 Abs. 1a BImSchG wird die Prüfung als sog. Teilprüfung durchgeführt, d. 
h. es werden nur die Genehmigungsvoraussetzungen i. V. m. § 29 UVPG geprüft, welche im Hinblick auf die 
Umweltauswirkungen des Vorhaben Antragsgegenstand sind. 
 
Hinweis: im anschließenden Vollverfahren nach § 4 BImSchG erfolgt die ergänzenden Vorprüfung des Einzel-
falls auf alle übrigen Genehmigungsvoraussetzungen. 
 
Die Bewertung wurde anhand der vorgelegten Antragsunterlagen, eigener Ermittlungen und der für die Ent-
scheidung maßgeblichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften vorgenommen, um die überschlägige Voraus-
schau und die Prüfinhalte erheblicher negativer Umweltauswirkungen abzuschätzen.  
 
Nach § 9 Abs. 1 a BImSchG entfällt die Prüfung auf ein pos. Gesamturteil, sog. unüberwindbare Hindernisse. 
Die Vorprüfung des Einzelfalls beschränkt sich auf den o. g. Antragsgegenstand.  
 
Es ergeben sich keine Anhaltspunkte, dass erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen zu besorgen sind, 
welche das gesetzliche Maß (Zumutbarkeitsschwelle) überschreiten.  
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Im Ergebnis besteht somit keine Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung, weil 
durch den Antragsgegenstand und den damit verbundenen standort-/anlagenbedingten Auswirkungen keine 
erheblichen negativen Umweltauswirkungen zu besorgen sind.  
 
Das beantragte Vorhaben bedarf daher keiner Umweltverträglichkeitsprüfung nach den Vorschriften des 
UVPG.  
 
Die gem. § 5 Abs. 2 erforderliche Information der Öffentlichkeit erfolgt mit dieser Bekanntmachung.  
 
Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar (§ 5 Abs. 3 UVPG).  
 
Brilon, 14.01.2025 
 
Hochsauerlandkreis 
Der Landrat 
Untere Umweltschutzbehörde/Immissionsschutz 
42.40657-2024-04 
 
Im Auftrag 
gez.  
Kraft 
 
 
10 ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG GEMÄß § 5 ABS. 2 DES GESETZES ÜBER DIE UMWELT-

VERTRÄGLICHKEITSPRÜFUNG (UVPG) 
 
Die RWE Wind Onshore & PV Deutschland GmbH, v. d. RWE Renewables Europe & Australia GmbH v. d. 
GF Dr. Mathias Leistenschneider mit Sitz in 30163 Hannover hat beim Hochsauerlandkreis, als zuständiger 
Genehmigungsbehörde, am 27.11.2024 die Erteilung eines Vorbescheides gem. § 9 Abs. 1a BImSchG für 
eine WEA des Typs Nordex N175 mit einer Nabenhöhe von 179 m, einem Rotordurchmesser von 175 m, einer 
Gesamthöhe von 266,5 m und einer Nennleistung von 6.800 kW; Antragsgegenstand: Privilegierung nach § 
35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB i. V. m. § 249 Abs. 2 BauGB, Darstellungen des Landschaftsplans gem. § 35 Abs. 3 
S. 1 Nr. 2 BauGB, öffentliche Belange nach § 35 Abs. 3 S. 3 BauGB und die Vereinbarkeit mit den Festset-
zungen des Landschaftsplans und des Landschaftsschutzgebietes nach § 26 Abs. 3 S. 4 BNatSchG auf dem 
Grundstück in der Gemarkung Velmede, Flur 18, Flurstücke 84, 35, 99, 104, 106, 34, 87, 83, 89, 88, 86 und 
85 beantragt.  
 
Gemäß § 1 Abs. 1 in Verbindung mit Ziffer 1.6.2 des Anhanges 1 der Verordnung über genehmigungsbedürf-
tige Anlagen (4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes) und den Bestimmun-
gen des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) bedarf das beantragte Vorhaben einer Genehmigung 
nach diesen Vorschriften – Verfahrensart „V“.  
 
Das geplante Vorhaben ist Teil einer Windfarm (insgesamt 11 geplante WEA) im Sinne des § 2 Abs. 5 UVPG. 
Eine Windfarm von 6 bis weniger als 20 Windenergieanlagen ist unter der Nr. 1.6.2 Spalte 2 der Anlage 1 des 
UVPG genannten Vorhaben mit einem „A“ (Allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls) gekennzeichnet. 
 
Im Rahmen des Verfahrens nach § 9 Abs. 1a BImSchG wird die Prüfung als sog. Teilprüfung durchgeführt, d. 
h. es werden nur die Genehmigungsvoraussetzungen i. V. m. § 29 UVPG geprüft, welche im Hinblick auf die 
Umweltauswirkungen des Vorhaben Antragsgegenstand sind. 
 
Hinweis: im anschließenden Vollverfahren nach § 4 BImSchG erfolgt die ergänzenden Vorprüfung des Einzel-
falls auf alle übrigen Genehmigungsvoraussetzungen. 
 
Die Bewertung wurde anhand der vorgelegten Antragsunterlagen, eigener Ermittlungen und der für die Ent-
scheidung maßgeblichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften vorgenommen, um die überschlägige Voraus-
schau und die Prüfinhalte erheblicher negativer Umweltauswirkungen abzuschätzen.  
 
Nach § 9 Abs. 1 a BImSchG entfällt die Prüfung auf ein pos. Gesamturteil, sog. unüberwindbare Hindernisse. 
Die Vorprüfung des Einzelfalls beschränkt sich auf den o. g. Antragsgegenstand.  
 
Es ergeben sich keine Anhaltspunkte, dass erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen zu besorgen sind, 
welche das gesetzliche Maß (Zumutbarkeitsschwelle) überschreiten.  
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Im Ergebnis besteht somit keine Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung, weil 
durch den Antragsgegenstand und den damit verbundenen standort-/anlagenbedingten Auswirkungen keine 
erheblichen negativen Umweltauswirkungen zu besorgen sind.  
 
Das beantragte Vorhaben bedarf daher keiner Umweltverträglichkeitsprüfung nach den Vorschriften des 
UVPG.  
 
Die gem. § 5 Abs. 2 erforderliche Information der Öffentlichkeit erfolgt mit dieser Bekanntmachung.  
 
Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar (§ 5 Abs. 3 UVPG).  
 
Brilon, 14.01.2025 
 
Hochsauerlandkreis 
Der Landrat 
Untere Umweltschutzbehörde/Immissionsschutz 
42.40659-2024-04 
 
Im Auftrag 
gez.  
Kraft 
 
 
11 ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG GEMÄß § 5 ABS. 2 DES GESETZES ÜBER DIE UMWELT-

VERTRÄGLICHKEITSPRÜFUNG (UVPG) 
 
Die RWE Wind Onshore & PV Deutschland GmbH, v. d. RWE Renewables Europe & Australia GmbH v. d. 
GF Dr. Mathias Leistenschneider mit Sitz in 30163 Hannover hat beim Hochsauerlandkreis, als zuständiger 
Genehmigungsbehörde, am 27.11.2024 die Erteilung eines Vorbescheides gem. § 9 Abs. 1a BImSchG für 
eine WEA des Typs Nordex N175 mit einer Nabenhöhe von 179 m, einem Rotordurchmesser von 175 m, einer 
Gesamthöhe von 266,5 m und einer Nennleistung von 6.800 kW; Antragsgegenstand: Privilegierung nach § 
35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB i. V. m. § 249 Abs. 2 BauGB, Darstellungen des Landschaftsplans gem. § 35 Abs. 3 
S. 1 Nr. 2 BauGB, öffentliche Belange nach § 35 Abs. 3 S. 3 BauGB und die Vereinbarkeit mit den Festset-
zungen des Landschaftsplans und des Landschaftsschutzgebietes nach § 26 Abs. 3 S. 4 BNatSchG auf dem 
Grundstück in der Gemarkung Ostwig, Flur 1, Flurstücke 7 und 69 beantragt.  
 
Gemäß § 1 Abs. 1 in Verbindung mit Ziffer 1.6.2 des Anhanges 1 der Verordnung über genehmigungsbedürf-
tige Anlagen (4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes) und den Bestimmun-
gen des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) bedarf das beantragte Vorhaben einer Genehmigung 
nach diesen Vorschriften – Verfahrensart „V“.  
 
Das geplante Vorhaben ist Teil einer Windfarm (insgesamt 11 geplante WEA) im Sinne des § 2 Abs. 5 UVPG. 
Eine Windfarm von 6 bis weniger als 20 Windenergieanlagen ist unter der Nr. 1.6.2 Spalte 2 der Anlage 1 des 
UVPG genannten Vorhaben mit einem „A“ (Allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls) gekennzeichnet. 
 
Im Rahmen des Verfahrens nach § 9 Abs. 1a BImSchG wird die Prüfung als sog. Teilprüfung durchgeführt, d. 
h. es werden nur die Genehmigungsvoraussetzungen i. V. m. § 29 UVPG geprüft, welche im Hinblick auf die 
Umweltauswirkungen des Vorhaben Antragsgegenstand sind. 
 
Hinweis: im anschließenden Vollverfahren nach § 4 BImSchG erfolgt die ergänzenden Vorprüfung des Einzel-
falls auf alle übrigen Genehmigungsvoraussetzungen. 
 
Die Bewertung wurde anhand der vorgelegten Antragsunterlagen, eigener Ermittlungen und der für die Ent-
scheidung maßgeblichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften vorgenommen, um die überschlägige Voraus-
schau und die Prüfinhalte erheblicher negativer Umweltauswirkungen abzuschätzen.  
 
Nach § 9 Abs. 1 a BImSchG entfällt die Prüfung auf ein pos. Gesamturteil, sog. unüberwindbare Hindernisse. 
Die Vorprüfung des Einzelfalls beschränkt sich auf den o. g. Antragsgegenstand.  
 
Es ergeben sich keine Anhaltspunkte, dass erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen zu besorgen sind, 
welche das gesetzliche Maß (Zumutbarkeitsschwelle) überschreiten.  
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Im Ergebnis besteht somit keine Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung, weil 
durch den Antragsgegenstand und den damit verbundenen standort-/anlagenbedingten Auswirkungen keine 
erheblichen negativen Umweltauswirkungen zu besorgen sind.  
 
Das beantragte Vorhaben bedarf daher keiner Umweltverträglichkeitsprüfung nach den Vorschriften des 
UVPG.  
 
Die gem. § 5 Abs. 2 erforderliche Information der Öffentlichkeit erfolgt mit dieser Bekanntmachung.  
 
Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar (§ 5 Abs. 3 UVPG).  
 
Brilon, 14.01.2025 
 
Hochsauerlandkreis 
Der Landrat 
Untere Umweltschutzbehörde/Immissionsschutz 
42.40664-2024-04 
 
Im Auftrag 
gez.  
Kraft 
 
 
12 ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG GEMÄß § 5 ABS. 2 DES GESETZES ÜBER DIE UMWELT-

VERTRÄGLICHKEITSPRÜFUNG (UVPG) 
 
Die RWE Wind Onshore & PV Deutschland GmbH, v. d. RWE Renewables Europe & Australia GmbH v. d. 
GF Dr. Mathias Leistenschneider mit Sitz in 30163 Hannoverhat beim Hochsauerlandkreis, als zuständiger 
Genehmigungsbehörde, am 27.11.2024 die Erteilung eines Vorbescheides gem. § 9 Abs. 1a BImSchG für 
eine WEA des Typs Nordex N175 mit einer Nabenhöhe von 179 m, einem Rotordurchmesser von 175 m, einer 
Gesamthöhe von 266,5 m und einer Nennleistung von 6.800 kW; Antragsgegenstand: Privilegierung nach § 
35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB i. V. m. § 249 Abs. 2 BauGB, Darstellungen des Landschaftsplans gem. § 35 Abs. 3 
S. 1 Nr. 2 BauGB, öffentliche Belange nach § 35 Abs. 3 S. 3 BauGB und die Vereinbarkeit mit den Festset-
zungen des Landschaftsplans und des Landschaftsschutzgebietes nach § 26 Abs. 3 S. 4 BNatSchG auf dem 
Grundstück in der Gemarkung Velmede, Flur 18, Flurstücke 107, 100, 43, 41, 47, 110, 111 und 102 sowie Flur 
19, Flurstücke 24, 101, 21 und 100 beantragt.  
 
Gemäß § 1 Abs. 1 in Verbindung mit Ziffer 1.6.2 des Anhanges 1 der Verordnung über genehmigungsbedürf-
tige Anlagen (4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes) und den Bestimmun-
gen des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) bedarf das beantragte Vorhaben einer Genehmigung 
nach diesen Vorschriften – Verfahrensart „V“.  
 
Das geplante Vorhaben ist Teil einer Windfarm (insgesamt 11 geplante WEA) im Sinne des § 2 Abs. 5 UVPG. 
Eine Windfarm von 6 bis weniger als 20 Windenergieanlagen ist unter der Nr. 1.6.2 Spalte 2 der Anlage 1 des 
UVPG genannten Vorhaben mit einem „A“ (Allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls) gekennzeichnet. 
 
Im Rahmen des Verfahrens nach § 9 Abs. 1a BImSchG wird die Prüfung als sog. Teilprüfung durchgeführt, d. 
h. es werden nur die Genehmigungsvoraussetzungen i. V. m. § 29 UVPG geprüft, welche im Hinblick auf die 
Umweltauswirkungen des Vorhaben Antragsgegenstand sind. 
 
Hinweis: im anschließenden Vollverfahren nach § 4 BImSchG erfolgt die ergänzenden Vorprüfung des Einzel-
falls auf alle übrigen Genehmigungsvoraussetzungen. 
 
Die Bewertung wurde anhand der vorgelegten Antragsunterlagen, eigener Ermittlungen und der für die Ent-
scheidung maßgeblichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften vorgenommen, um die überschlägige Voraus-
schau und die Prüfinhalte erheblicher negativer Umweltauswirkungen abzuschätzen.  
 
Nach § 9 Abs. 1 a BImSchG entfällt die Prüfung auf ein pos. Gesamturteil, sog. unüberwindbare Hindernisse. 
Die Vorprüfung des Einzelfalls beschränkt sich auf den o. g. Antragsgegenstand.  
 
Es ergeben sich keine Anhaltspunkte, dass erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen zu besorgen sind, 
welche das gesetzliche Maß (Zumutbarkeitsschwelle) überschreiten.  
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Im Ergebnis besteht somit keine Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung, weil 
durch den Antragsgegenstand und den damit verbundenen standort-/anlagenbedingten Auswirkungen keine 
erheblichen negativen Umweltauswirkungen zu besorgen sind.  
 
Das beantragte Vorhaben bedarf daher keiner Umweltverträglichkeitsprüfung nach den Vorschriften des 
UVPG.  
 
Die gem. § 5 Abs. 2 erforderliche Information der Öffentlichkeit erfolgt mit dieser Bekanntmachung.  
 
Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar (§ 5 Abs. 3 UVPG).  
 
Brilon, 14.01.2025 
 
Hochsauerlandkreis 
Der Landrat 
Untere Umweltschutzbehörde/Immissionsschutz 
42.40666-2024-04 
 
Im Auftrag 
gez. 
Kraft 
 
 
13 ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG GEMÄß § 5 ABS. 2 DES GESETZES ÜBER DIE UMWELT-

VERTRÄGLICHKEITSPRÜFUNG (UVPG) 
 
Die RWE Wind Onshore & PV Deutschland GmbH, v. d. RWE Renewables Europe & Australia GmbH v. d. 
GF Dr. Mathias Leistenschneider mit Sitz in 30163 Hannover hat beim Hochsauerlandkreis, als zuständiger 
Genehmigungsbehörde, am 27.11.2024 die Erteilung eines Vorbescheides gem. § 9 Abs. 1a BImSchG für 
eine WEA des Typs Nordex N175 mit einer Nabenhöhe von 179 m, einem Rotordurchmesser von 175 m, einer 
Gesamthöhe von 266,5 m und einer Nennleistung von 6.800 kW; Antragsgegenstand: Privilegierung nach § 
35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB i. V. m. § 249 Abs. 2 BauGB, Darstellungen des Landschaftsplans gem. § 35 Abs. 3 
S. 1 Nr. 2 BauGB, öffentliche Belange nach § 35 Abs. 3 S. 3 BauGB und die Vereinbarkeit mit den Festset-
zungen des Landschaftsplans und des Landschaftsschutzgebietes nach § 26 Abs. 3 S. 4 BNatSchG auf dem 
Grundstück in der Gemarkung Ostwig, Flur 1, Flurstück 54 beantragt.  
 
Gemäß § 1 Abs. 1 in Verbindung mit Ziffer 1.6.2 des Anhanges 1 der Verordnung über genehmigungsbedürf-
tige Anlagen (4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes) und den Bestimmun-
gen des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) bedarf das beantragte Vorhaben einer Genehmigung 
nach diesen Vorschriften – Verfahrensart „V“.  
 
Das geplante Vorhaben ist Teil einer Windfarm (insgesamt 11 geplante WEA) im Sinne des § 2 Abs. 5 UVPG. 
Eine Windfarm von 6 bis weniger als 20 Windenergieanlagen ist unter der Nr. 1.6.2 Spalte 2 der Anlage 1 des 
UVPG genannten Vorhaben mit einem „A“ (Allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls) gekennzeichnet. 
 
Im Rahmen des Verfahrens nach § 9 Abs. 1a BImSchG wird die Prüfung als sog. Teilprüfung durchgeführt, d. 
h. es werden nur die Genehmigungsvoraussetzungen i. V. m. § 29 UVPG geprüft, welche im Hinblick auf die 
Umweltauswirkungen des Vorhaben Antragsgegenstand sind. 
 
Hinweis: im anschließenden Vollverfahren nach § 4 BImSchG erfolgt die ergänzenden Vorprüfung des Einzel-
falls auf alle übrigen Genehmigungsvoraussetzungen. 
 
Die Bewertung wurde anhand der vorgelegten Antragsunterlagen, eigener Ermittlungen und der für die Ent-
scheidung maßgeblichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften vorgenommen, um die überschlägige Voraus-
schau und die Prüfinhalte erheblicher negativer Umweltauswirkungen abzuschätzen.  
 
Nach § 9 Abs. 1 a BImSchG entfällt die Prüfung auf ein pos. Gesamturteil, sog. unüberwindbare Hindernisse. 
Die Vorprüfung des Einzelfalls beschränkt sich auf den o. g. Antragsgegenstand.  
 
Es ergeben sich keine Anhaltspunkte, dass erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen zu besorgen sind, 
welche das gesetzliche Maß (Zumutbarkeitsschwelle) überschreiten.  
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Im Ergebnis besteht somit keine Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung, weil 
durch den Antragsgegenstand und den damit verbundenen standort-/anlagenbedingten Auswirkungen keine 
erheblichen negativen Umweltauswirkungen zu besorgen sind.  
 
Das beantragte Vorhaben bedarf daher keiner Umweltverträglichkeitsprüfung nach den Vorschriften des 
UVPG.  
 
Die gem. § 5 Abs. 2 erforderliche Information der Öffentlichkeit erfolgt mit dieser Bekanntmachung.  
 
Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar (§ 5 Abs. 3 UVPG).  
 
Brilon, 14.01.2025 
 
Hochsauerlandkreis 
Der Landrat 
Untere Umweltschutzbehörde/Immissionsschutz 
42.40667-2024-04 
 
Im Auftrag 
gez. 
Kraft 
 
 
14 ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG GEMÄß § 5 ABS. 2 DES GESETZES ÜBER DIE UMWELT-

VERTRÄGLICHKEITSPRÜFUNG (UVPG) 
 
Die RWE Wind Onshore & PV Deutschland GmbH, v. d. RWE Renewables Europe & Australia GmbH v. d. 
GF Dr. Mathias Leistenschneider mit Sitz in 30163 Hannover hat beim Hochsauerlandkreis, als zuständiger 
Genehmigungsbehörde, am 27.11.2024 die Erteilung eines Vorbescheides gem. § 9 Abs. 1a BImSchG für 
eine WEA des Typs Nordex N175 mit einer Nabenhöhe von 179 m, einem Rotordurchmesser von 175 m, einer 
Gesamthöhe von 266,5 m und einer Nennleistung von 6.800 kW; Antragsgegenstand: Privilegierung nach § 
35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB i. V. m. § 249 Abs. 2 BauGB, Darstellungen des Landschaftsplans gem. § 35 Abs. 3 
S. 1 Nr. 2 BauGB, öffentliche Belange nach § 35 Abs. 3 S. 3 BauGB und die Vereinbarkeit mit den Festset-
zungen des Landschaftsplans und des Landschaftsschutzgebietes nach § 26 Abs. 3 S. 4 BNatSchG auf dem 
Grundstück in der Gemarkung Nuttlar, Flur 1, Flurstücke 74, 73, 72,75 und 78 sowie Flur 2, Flurstück 2, 3 und 
5 beantragt.  
 
Gemäß § 1 Abs. 1 in Verbindung mit Ziffer 1.6.2 des Anhanges 1 der Verordnung über genehmigungsbedürf-
tige Anlagen (4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes) und den Bestimmun-
gen des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) bedarf das beantragte Vorhaben einer Genehmigung 
nach diesen Vorschriften – Verfahrensart „V“.  
 
Das geplante Vorhaben ist Teil einer Windfarm (insgesamt 11 geplante WEA) im Sinne des § 2 Abs. 5 UVPG. 
Eine Windfarm von 6 bis weniger als 20 Windenergieanlagen ist unter der Nr. 1.6.2 Spalte 2 der Anlage 1 des 
UVPG genannten Vorhaben mit einem „A“ (Allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls) gekennzeichnet. 
 
Im Rahmen des Verfahrens nach § 9 Abs. 1a BImSchG wird die Prüfung als sog. Teilprüfung durchgeführt, d. 
h. es werden nur die Genehmigungsvoraussetzungen i. V. m. § 29 UVPG geprüft, welche im Hinblick auf die 
Umweltauswirkungen des Vorhaben Antragsgegenstand sind. 
 
Hinweis: im anschließenden Vollverfahren nach § 4 BImSchG erfolgt die ergänzenden Vorprüfung des Einzel-
falls auf alle übrigen Genehmigungsvoraussetzungen. 
 
Die Bewertung wurde anhand der vorgelegten Antragsunterlagen, eigener Ermittlungen und der für die Ent-
scheidung maßgeblichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften vorgenommen, um die überschlägige Voraus-
schau und die Prüfinhalte erheblicher negativer Umweltauswirkungen abzuschätzen.  
 
Nach § 9 Abs. 1 a BImSchG entfällt die Prüfung auf ein pos. Gesamturteil, sog. unüberwindbare Hindernisse. 
Die Vorprüfung des Einzelfalls beschränkt sich auf den o. g. Antragsgegenstand.  
 
Es ergeben sich keine Anhaltspunkte, dass erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen zu besorgen sind, 
welche das gesetzliche Maß (Zumutbarkeitsschwelle) überschreiten.  
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Im Ergebnis besteht somit keine Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung, weil 
durch den Antragsgegenstand und den damit verbundenen standort-/anlagenbedingten Auswirkungen keine 
erheblichen negativen Umweltauswirkungen zu besorgen sind.  
 
Das beantragte Vorhaben bedarf daher keiner Umweltverträglichkeitsprüfung nach den Vorschriften des 
UVPG.  
 
Die gem. § 5 Abs. 2 erforderliche Information der Öffentlichkeit erfolgt mit dieser Bekanntmachung.  
 
Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar (§ 5 Abs. 3 UVPG).  
 
Brilon, 14.01.2025 
 
Hochsauerlandkreis 
Der Landrat 
Untere Umweltschutzbehörde/Immissionsschutz 
42.40668-2024-04 
 
Im Auftrag 
gez.  
Kraft 
 
 
15 ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG GEMÄß § 5 ABS. 2 DES GESETZES ÜBER DIE UMWELT-

VERTRÄGLICHKEITSPRÜFUNG (UVPG) 
 
Die RWE Wind Onshore & PV Deutschland GmbH, v. d. RWE Renewables Europe & Australia GmbH v. d. 
GF Dr. Mathias Leistenschneider mit Sitz in 30163 Hannover hat beim Hochsauerlandkreis, als zuständiger 
Genehmigungsbehörde, am 27.11.2024 die Erteilung eines Vorbescheides gem. § 9 Abs. 1a BImSchG für 
eine WEA des Typs Nordex N175 mit einer Nabenhöhe von 179 m, einem Rotordurchmesser von 175 m, einer 
Gesamthöhe von 266,5 m und einer Nennleistung von 6.800 kW; Antragsgegenstand: Privilegierung nach § 
35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB i. V. m. § 249 Abs. 2 BauGB, Darstellungen des Landschaftsplans gem. § 35 Abs. 3 
S. 1 Nr. 2 BauGB, öffentliche Belange nach § 35 Abs. 3 S. 3 BauGB und die Vereinbarkeit mit den Festset-
zungen des Landschaftsplans und des Landschaftsschutzgebietes nach § 26 Abs. 3 S. 4 BNatSchG auf dem 
Grundstück in der Gemarkung Nuttlar, Flur 1, Flurstück 224 beantragt.  
 
Gemäß § 1 Abs. 1 in Verbindung mit Ziffer 1.6.2 des Anhanges 1 der Verordnung über genehmigungsbedürf-
tige Anlagen (4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes) und den Bestimmun-
gen des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) bedarf das beantragte Vorhaben einer Genehmigung 
nach diesen Vorschriften – Verfahrensart „V“.  
 
Das geplante Vorhaben ist Teil einer Windfarm (insgesamt 11 geplante WEA) im Sinne des § 2 Abs. 5 UVPG. 
Eine Windfarm von 6 bis weniger als 20 Windenergieanlagen ist unter der Nr. 1.6.2 Spalte 2 der Anlage 1 des 
UVPG genannten Vorhaben mit einem „A“ (Allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls) gekennzeichnet. 
 
Im Rahmen des Verfahrens nach § 9 Abs. 1a BImSchG wird die Prüfung als sog. Teilprüfung durchgeführt, d. 
h. es werden nur die Genehmigungsvoraussetzungen i. V. m. § 29 UVPG geprüft, welche im Hinblick auf die 
Umweltauswirkungen des Vorhaben Antragsgegenstand sind. 
 
Hinweis: im anschließenden Vollverfahren nach § 4 BImSchG erfolgt die ergänzenden Vorprüfung des Einzel-
falls auf alle übrigen Genehmigungsvoraussetzungen. 
 
Die Bewertung wurde anhand der vorgelegten Antragsunterlagen, eigener Ermittlungen und der für die Ent-
scheidung maßgeblichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften vorgenommen, um die überschlägige Voraus-
schau und die Prüfinhalte erheblicher negativer Umweltauswirkungen abzuschätzen.  
 
Nach § 9 Abs. 1 a BImSchG entfällt die Prüfung auf ein pos. Gesamturteil, sog. unüberwindbare Hindernisse. 
Die Vorprüfung des Einzelfalls beschränkt sich auf den o. g. Antragsgegenstand.  
 
Es ergeben sich keine Anhaltspunkte, dass erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen zu besorgen sind, 
welche das gesetzliche Maß (Zumutbarkeitsschwelle) überschreiten.  
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Im Ergebnis besteht somit keine Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung, weil 
durch den Antragsgegenstand und den damit verbundenen standort-/anlagenbedingten Auswirkungen keine 
erheblichen negativen Umweltauswirkungen zu besorgen sind.  
 
Das beantragte Vorhaben bedarf daher keiner Umweltverträglichkeitsprüfung nach den Vorschriften des 
UVPG.  
 
Die gem. § 5 Abs. 2 erforderliche Information der Öffentlichkeit erfolgt mit dieser Bekanntmachung.  
 
Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar (§ 5 Abs. 3 UVPG).  
 
Brilon, 14.01.2025 
 
Hochsauerlandkreis 
Der Landrat 
Untere Umweltschutzbehörde/Immissionsschutz 
42.40669-2024-04 
 
Im Auftrag 
gez.  
Kraft 
 
 
16 ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG GEMÄß § 5 ABS. 2 DES GESETZES ÜBER DIE UMWELT-

VERTRÄGLICHKEITSPRÜFUNG (UVPG) 
 
Die RWE Wind Onshore & PV Deutschland GmbH, v. d. RWE Renewables Europe & Australia GmbH v. d. 
GF Dr. Mathias Leistenschneider mit Sitz in 30163 Hannover hat beim Hochsauerlandkreis, als zuständiger 
Genehmigungsbehörde, am 27.11.2024 die Erteilung eines Vorbescheides gem. § 9 Abs. 1a BImSchG für 
eine WEA des Typs Nordex N175 mit einer Nabenhöhe von 179 m, einem Rotordurchmesser von 175 m, einer 
Gesamthöhe von 266,5 m und einer Nennleistung von 6.800 kW; Antragsgegenstand: Privilegierung nach § 
35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB i. V. m. § 249 Abs. 2 BauGB, Darstellungen des Landschaftsplans gem. § 35 Abs. 3 
S. 1 Nr. 2 BauGB, öffentliche Belange nach § 35 Abs. 3 S. 3 BauGB und die Vereinbarkeit mit den Festset-
zungen des Landschaftsplans und des Landschaftsschutzgebietes nach § 26 Abs. 3 S. 4 BNatSchG auf dem 
Grundstück in der Gemarkung Nuttlar, Flur 1, Flurstück 165 beantragt.  
 
Gemäß § 1 Abs. 1 in Verbindung mit Ziffer 1.6.2 des Anhanges 1 der Verordnung über genehmigungsbedürf-
tige Anlagen (4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes) und den Bestimmun-
gen des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) bedarf das beantragte Vorhaben einer Genehmigung 
nach diesen Vorschriften – Verfahrensart „V“.  
 
Das geplante Vorhaben ist Teil einer Windfarm (insgesamt 11 geplante WEA) im Sinne des § 2 Abs. 5 UVPG. 
Eine Windfarm von 6 bis weniger als 20 Windenergieanlagen ist unter der Nr. 1.6.2 Spalte 2 der Anlage 1 des 
UVPG genannten Vorhaben mit einem „A“ (Allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls) gekennzeichnet. 
 
Im Rahmen des Verfahrens nach § 9 Abs. 1a BImSchG wird die Prüfung als sog. Teilprüfung durchgeführt, d. 
h. es werden nur die Genehmigungsvoraussetzungen i. V. m. § 29 UVPG geprüft, welche im Hinblick auf die 
Umweltauswirkungen des Vorhaben Antragsgegenstand sind. 
 
Hinweis: im anschließenden Vollverfahren nach § 4 BImSchG erfolgt die ergänzenden Vorprüfung des Einzel-
falls auf alle übrigen Genehmigungsvoraussetzungen. 
 
Die Bewertung wurde anhand der vorgelegten Antragsunterlagen, eigener Ermittlungen und der für die Ent-
scheidung maßgeblichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften vorgenommen, um die überschlägige Voraus-
schau und die Prüfinhalte erheblicher negativer Umweltauswirkungen abzuschätzen.  
 
Nach § 9 Abs. 1 a BImSchG entfällt die Prüfung auf ein pos. Gesamturteil, sog. unüberwindbare Hindernisse. 
Die Vorprüfung des Einzelfalls beschränkt sich auf den o. g. Antragsgegenstand.  
 
Es ergeben sich keine Anhaltspunkte, dass erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen zu besorgen sind, 
welche das gesetzliche Maß (Zumutbarkeitsschwelle) überschreiten.  
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Im Ergebnis besteht somit keine Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung, weil 
durch den Antragsgegenstand und den damit verbundenen standort-/anlagenbedingten Auswirkungen keine 
erheblichen negativen Umweltauswirkungen zu besorgen sind.  
 
Das beantragte Vorhaben bedarf daher keiner Umweltverträglichkeitsprüfung nach den Vorschriften des 
UVPG.  
 
Die gem. § 5 Abs. 2 erforderliche Information der Öffentlichkeit erfolgt mit dieser Bekanntmachung.  
 
Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar (§ 5 Abs. 3 UVPG).  
 
Brilon, 14.01.2025 
 
Hochsauerlandkreis 
Der Landrat 
Untere Umweltschutzbehörde/Immissionsschutz 
42.40671-2024-04 
 
Im Auftrag 
gez. 
Kraft 
 
 
17 ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG GEMÄß § 5 ABS. 2 DES GESETZES ÜBER DIE UMWELT-

VERTRÄGLICHKEITSPRÜFUNG (UVPG) 
 
Die RWE Wind Onshore & PV Deutschland GmbH, v. d. RWE Renewables Europe & Australia GmbH v. d. 
GF Dr. Mathias Leistenschneider mit Sitz in 30163 Hannover hat beim Hochsauerlandkreis, als zuständiger 
Genehmigungsbehörde, am 27.11.2024 die Erteilung eines Vorbescheides gem. § 9 Abs. 1a BImSchG für 
eine WEA des Typs Nordex N175 mit einer Nabenhöhe von 179 m, einem Rotordurchmesser von 175 m, einer 
Gesamthöhe von 266,5 m und einer Nennleistung von 6.800 kW; Antragsgegenstand: Privilegierung nach § 
35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB i. V. m. § 249 Abs. 2 BauGB, Darstellungen des Landschaftsplans gem. § 35 Abs. 3 
S. 1 Nr. 2 BauGB, öffentliche Belange nach § 35 Abs. 3 S. 3 BauGB und die Vereinbarkeit mit den Festset-
zungen des Landschaftsplans und des Landschaftsschutzgebietes nach § 26 Abs. 3 S. 4 BNatSchG auf dem 
Grundstück in der Gemarkung Velmede, Flur 19, Flurstücke 99, 25, 24 und 98 beantragt.  
 
Gemäß § 1 Abs. 1 in Verbindung mit Ziffer 1.6.2 des Anhanges 1 der Verordnung über genehmigungsbedürf-
tige Anlagen (4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes) und den Bestimmun-
gen des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) bedarf das beantragte Vorhaben einer Genehmigung 
nach diesen Vorschriften – Verfahrensart „V“.  
 
Das geplante Vorhaben ist Teil einer Windfarm (insgesamt 11 geplante WEA) im Sinne des § 2 Abs. 5 UVPG. 
Eine Windfarm von 6 bis weniger als 20 Windenergieanlagen ist unter der Nr. 1.6.2 Spalte 2 der Anlage 1 des 
UVPG genannten Vorhaben mit einem „A“ (Allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls) gekennzeichnet. 
 
Im Rahmen des Verfahrens nach § 9 Abs. 1a BImSchG wird die Prüfung als sog. Teilprüfung durchgeführt, d. 
h. es werden nur die Genehmigungsvoraussetzungen i. V. m. § 29 UVPG geprüft, welche im Hinblick auf die 
Umweltauswirkungen des Vorhaben Antragsgegenstand sind. 
 
Hinweis: im anschließenden Vollverfahren nach § 4 BImSchG erfolgt die ergänzenden Vorprüfung des Einzel-
falls auf alle übrigen Genehmigungsvoraussetzungen. 
 
Die Bewertung wurde anhand der vorgelegten Antragsunterlagen, eigener Ermittlungen und der für die Ent-
scheidung maßgeblichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften vorgenommen, um die überschlägige Voraus-
schau und die Prüfinhalte erheblicher negativer Umweltauswirkungen abzuschätzen.  
 
Nach § 9 Abs. 1 a BImSchG entfällt die Prüfung auf ein pos. Gesamturteil, sog. unüberwindbare Hindernisse. 
Die Vorprüfung des Einzelfalls beschränkt sich auf den o. g. Antragsgegenstand.  
 
Es ergeben sich keine Anhaltspunkte, dass erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen zu besorgen sind, 
welche das gesetzliche Maß (Zumutbarkeitsschwelle) überschreiten.  
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Im Ergebnis besteht somit keine Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung, weil 
durch den Antragsgegenstand und den damit verbundenen standort-/anlagenbedingten Auswirkungen keine 
erheblichen negativen Umweltauswirkungen zu besorgen sind.  
 
Das beantragte Vorhaben bedarf daher keiner Umweltverträglichkeitsprüfung nach den Vorschriften des 
UVPG.  
 
Die gem. § 5 Abs. 2 erforderliche Information der Öffentlichkeit erfolgt mit dieser Bekanntmachung.  
 
Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar (§ 5 Abs. 3 UVPG).  
 
Brilon, 14.01.2025 
 
Hochsauerlandkreis 
Der Landrat 
Untere Umweltschutzbehörde/Immissionsschutz 
42.40689-2024-04 
 
Im Auftrag 
gez.  
Kraft 
 
 
18 ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG GEMÄß § 5 ABS. 2 DES GESETZES ÜBER DIE UMWELT-

VERTRÄGLICHKEITSPRÜFUNG (UVPG) 
 
Die WestfalenWIND Planungs GmbH & Co. KG, v.d. WW Planung Verwaltungs GmbH, v.d. GF Lasse Tigges 
mit Sitz in 33100 Paderborn hat beim Hochsauerlandkreis, als zuständiger Genehmigungsbehörde, am 
18.11.2024 einen Antrag auf Vorbescheid gem. § 9 Abs. 1a BImSchG für zwei WEA (WEA 1: Typ Enercon E-
175 EP5 und WEA 2: Typ Enercon E-160 EP5 E3) gestellt. Antragsgegenstand: Privilegierung gemäß § 35 
Abs. 1 Nr. 5 BauGB, Vereinbarkeit mit dem Flächennutzungsplan der Stadt Marsberg und den aus dem aktuell 
gültigen Regionalplan ergebenden öffentlichen Belangen (S 35 Abs. 3 Sa.1 und § 35 Abs. 3 S.3 BauGB (so-
genannte Ausschlusswirkung) und Luftfahrtrechtliche Zustimmung.  
 
Die Anlagen sollen auf folgenden Grundstücken errichtet werden: 
 
Bezeichnung Anlagen-Nr.  Gemarkung Flur Flurstück(e) 
WEA 01 – Enercon E-175 EP5 8195045.1 Padberg 10 82 und 41 
WEA 02 – Enercon E-160 EP 5 E 3 8195045.2 Padberg 10 2 

 
Das Vorhaben gehört zu den unter Ziffer 1.6.2 des Anhangs 1 der 4. Verordnung zur Durchführung des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen - 4. BImSchV) genannten 
Anlagen.  
 
Das geplante Vorhaben ist Teil einer Windfarm im Sinne des § 2 Abs. 5 UVPG. Eine Windfarm von 3 bis 
weniger als 6 Windenergieanlagen ist unter der Nr. 1.6.3 Spalte 2 der Anlage 1 des UVPG genannten Vorha-
ben mit einem „S“ (standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalls) gekennzeichnet. 
 
Im Rahmen des Verfahrens nach § 9 Abs. 1a BImSchG wird die Prüfung als sog. Teilprüfung durchgeführt, d. 
h. es werden nur die Genehmigungsvoraussetzungen i. V. m. § 29 UVPG geprüft, welche im Hinblick auf die 
Umweltauswirkungen des Vorhaben Antragsgegenstand sind. 
 
Hinweis: im anschließenden Vollverfahren nach § 4 BImSchG erfolgt die ergänzenden Vorprüfung des Einzel-
falls auf alle übrigen Genehmigungsvoraussetzungen. 
 
Die Bewertung wurde anhand der vorgelegten Antragsunterlagen, eigener Ermittlungen und der für die Ent-
scheidung maßgeblichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften vorgenommen, um die überschlägige Voraus-
schau und die Prüfinhalte erheblicher negativer Umweltauswirkungen abzuschätzen.  
 
Nach § 9 Abs. 1 a BImSchG entfällt die Prüfung auf ein pos. Gesamturteil, sog. unüberwindbare Hindernisse. 
Die Vorprüfung des Einzelfalls beschränkt sich auf den o. g. Antragsgegenstand. 
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Die Vorprüfung führt zu dem Ergebnis, dass durch die beantragten Genehmigungsgegenstände keine erheb-
lichen nachteiligen Umweltauswirkungen zu besorgen sind. Das beantragte Vorhaben bedarf daher keiner 
Umweltverträglichkeitsprüfung nach den Vorschriften des UVPG.  
 
Die gem. § 5 Abs. 2 erforderliche Information der Öffentlichkeit erfolgt mit dieser Bekanntmachung.  
Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar (§ 5 Abs. 3 UVPG).  
 
Brilon, 14.01.2025 
 
Hochsauerlandkreis 
Der Landrat 
Untere Umweltschutzbehörde/Immissionsschutz 
42.40706-2024-04 
 
Im Auftrag 
gez. 
Kraft 
 
 
19 ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG GEMÄß § 5 ABS. 2 DES GESETZES ÜBER DIE UMWELT-

VERTRÄGLICHKEITSPRÜFUNG (UVPG) 
 
Die WestfalenWIND Planungs GmbH & Co. KG, v.d. WW Planung Verwaltungs GmbH, v.d. GF Lasse Tigges 
mit Sitz in 33100 Paderborn hat beim Hochsauerlandkreis, als zuständiger Genehmigungsbehörde, am 
18.11.2024 einen Antrag auf Vorbescheid gem. § 9 Abs. 1a BImSchG für eine WEA (WEA 3: Typ Enercon E-
160 EP5 E3) gestellt. Antragsgegenstand: Privilegierung gemäß § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB, Vereinbarkeit mit 
dem Flächennutzungsplan der Stadt Marsberg und den aus dem aktuell gültigen Regionalplan ergebenden 
öffentlichen Belangen (S 35 Abs. 3 Sa.1 und § 35 Abs. 3 S.3 BauGB (sogenannte Ausschlusswirkung) und 
Luftfahrtrechtliche Zustimmung.  
 
Die Anlage soll auf folgendem Grundstück errichtet werden: 
 
Bezeichnung Anlagen-Nr.  Gemarkung Flur Flurstück 
WEA 03 – Enercon E-160 EP 5 E 3 8195046.1 Padberg 10 49 

 
Das Vorhaben gehört zu den unter Ziffer 1.6.2 des Anhangs 1 der 4. Verordnung zur Durchführung des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen - 4. BImSchV) genannten 
Anlagen.  
 
Das geplante Vorhaben ist Teil einer Windfarm im Sinne des § 2 Abs. 5 UVPG. Eine Windfarm von 3 bis 
weniger als 6 Windenergieanlagen ist unter der Nr. 1.6.3 Spalte 2 der Anlage 1 des UVPG genannten Vorha-
ben mit einem „S“ (standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalls) gekennzeichnet. 
 
Im Rahmen des Verfahrens nach § 9 Abs. 1a BImSchG wird die Prüfung als sog. Teilprüfung durchgeführt, d. 
h. es werden nur die Genehmigungsvoraussetzungen i. V. m. § 29 UVPG geprüft, welche im Hinblick auf die 
Umweltauswirkungen des Vorhaben Antragsgegenstand sind. 
 
Hinweis: im anschließenden Vollverfahren nach § 4 BImSchG erfolgt die ergänzenden Vorprüfung des Einzel-
falls auf alle übrigen Genehmigungsvoraussetzungen. 
 
Die Bewertung wurde anhand der vorgelegten Antragsunterlagen, eigener Ermittlungen und der für die Ent-
scheidung maßgeblichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften vorgenommen, um die überschlägige Voraus-
schau und die Prüfinhalte erheblicher negativer Umweltauswirkungen abzuschätzen.  
 
Nach § 9 Abs. 1 a BImSchG entfällt die Prüfung auf ein pos. Gesamturteil, sog. unüberwindbare Hindernisse. 
Die Vorprüfung des Einzelfalls beschränkt sich auf den o. g. Antragsgegenstand. 
  
Die Vorprüfung führt zu dem Ergebnis, dass durch die beantragten Genehmigungsgegenstände keine erheb-
lichen nachteiligen Umweltauswirkungen zu besorgen sind. Das beantragte Vorhaben bedarf daher keiner 
Umweltverträglichkeitsprüfung nach den Vorschriften des UVPG.  
 
Die gem. § 5 Abs. 2 erforderliche Information der Öffentlichkeit erfolgt mit dieser Bekanntmachung.  
Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar (§ 5 Abs. 3 UVPG).  
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Brilon, 14.01.2025 
 
Hochsauerlandkreis 
Der Landrat 
Untere Umweltschutzbehörde/Immissionsschutz 
42.40707-2024-04 
 
Im Auftrag 
gez.  
Kraft 
 


